
 

 
Resolution der Synode der Evangelischen Kirche in Hessen und 

Nassau zum Krieg in der Ukraine 
Nach Wahrheit, Gerechtigkeit und Frieden streben 

Mit Entsetzen und großer Sorge sieht die Synode der Evangelischen Kirche in Hessen und 
Nassau auf den Krieg in der Ukraine. Wir beten für die Menschen, die durch den Krieg so 
großes Leid erfahren, und wir beten für ein schnelles Ende des Krieges. Wir beten für Frieden. 
Und wir fordern auf, alles politisch Mögliche zu tun, den Krieg zu beenden und nach Wahrheit, 
Gerechtigkeit und Frieden zu streben.  

Der von Präsident Putin befohlene Angriff der russischen Armee auf die Ukraine ist ein Bruch 
des Völkerrechts, das die zentrale Grundlage für ein friedliches Zusammenleben in dieser Welt 
ist. Mit welcher Brutalität der Krieg von Seiten Russlands geführt wird, zeigt sich in den 
Angriffen auf die Zivilbevölkerung und Nachrichten über offensichtliche Kriegsverbrechen. Für 
diese Aggression sind auch russische Sicherheitsinteressen keine Rechtfertigung. 

Unsere Gedanken und Gebete sind besonders bei den Menschen in der Ukraine, die 
entsetzliche Gewalt und Krieg erfahren. Mit Recht verteidigen sie ihr Leben, ihr Land und ihre 
Freiheit. Wir halten es für legitim, sie in ihrer Verteidigung durch wirtschaftliche Sanktionen 
gegen den Aggressor und durch Waffenlieferungen zu unterstützen. Ziele müssen dabei ein 
Waffenstillstand und Verhandlungen sein, die ein friedliches Zusammenleben ermöglichen. 

Zugleich muss es darum gehen, weitere Eskalationen zu vermeiden. Deshalb ist es unbedingt 
erforderlich, mögliche Folgewirkungen von Entscheidungen sorgfältig zu prüfen und 
abzuwägen. Es besteht die Gefahr, dass andere Länder in das Kriegsgeschehen hineingezogen 
werden und dass militärische Gewalt völlig eskaliert. Schon jetzt gefährdet dieser Krieg die 
globale Ernährungssicherheit, besonders in Afrika und Asien und auch hier muss Hilfe geleistet 
werden. Wir wissen: Es gibt keine einfachen Lösungen. Die Dilemmata, in denen mit jeder 
getroffenen Entscheidung Schuld und auch neue Gefahren verbunden sind, entbinden aber 
nicht davon, um die ethisch verantwortbarste Entscheidung zu ringen. 

Die gegenwärtigen Entwicklungen und die militärischen Optionen führen dazu, dass die 
Fragen des Klimawandels und der sozialen Ungerechtigkeit in unserem Land und weltweit aus 
dem Blick geraten. Der Epheserbrief nennt unter anderem Wahrheit, Gerechtigkeit und 
Frieden eine „Waffenrüstung Gottes“ im Kampf gegen Böses, das Leben zerstört (vgl. Epheser 
6, 13-17). Dies mahnt uns, in den jetzt nötigen Entscheidungen Gottes Horizont für ein gutes 
und friedliches Miteinander nicht aus den Augen zu verlieren. Dazu gehört auch die Freiheit 
des Gewissens und des Glaubens. Soldatinnen und Soldaten, die den Dienst mit der Waffe in 
diesem Krieg verweigern, brauchen Schutz und Asyl. Wir sind davon überzeugt, dass bloße 
Waffengewalt keinen wirklichen, nachhaltigen Frieden schafft. Als Synode wollen wir die 
friedensethische Reflexion und Arbeit in unserer Kirche weiter fördern. 

Wir sind dankbar für das vielfältige Engagement in unseren Gemeinden in Friedensgebeten 
und in der Aufnahme und Unterstützung geflüchteter Menschen. Dieses Engagement 
möchten wir weiter fördern. Wir begrüßen die grundsätzlich unbürokratische und großzügige 
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Aufnahme von Geflüchteten aus der Ukraine, nehmen aber auch wahr, dass geflüchtete 
Menschen gegenwärtig sehr ungleich behandelt werden. Wir dringen auf die Koordination 
und Vernetzung zwischen Landesregierungen, kommunalen und zivilgesellschaftlichen 
Akteuren, die Förderung hauptamtlicher Strukturen zur Koordination des freiwilligen 
Engagements sowie eine möglichst einheitliche Praxis zuständiger Behörden. Auch Hilfe- und 
Unterstützungssysteme brauchen den Maßstab der Gerechtigkeit. 

„Krieg soll nach Gottes Willen nicht sein“ – diese klare Botschaft der 1. Vollversammlung des 
Ökumenischen Rates der Kirchen in Amsterdam 1948 hat nichts von ihrer Gültigkeit verloren. 
Alle christlichen Begründungen der russischen Aggression weisen wir daher entschieden 
zurück. 

Gemeinsamer Beschlussvorschlag der Kirchenleitung  
und des Kirchensynodalvorstands der Zwölften Kirchensynode 

Einstimmig verabschiedet im Rahmen der konstituierenden Sitzung der Dreizehnten 
Kirchensynode am 20.05.2022 


